
Verbände fordern den Schutz der Bevölkerung in den Fokus des 
Klimaanpassungsgesetzes zu rücken 
 
Mehrere Organisationen aus Gesundheits-, Pflege- und Sozialwesen sowie der Freien 
Wohlfahrtspflege kommentieren in einer gemeinsamen Stellungnahme den aktuellen 
Entwurf für ein Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG). Das Bündnis, dem unter 
anderem der Deutsche Pflegerat, die Bundesärztekammer, der BKK Dachverband, die 
AWO und die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit (KLUG) angehören, 
kritisiert, dass der aktuelle Entwurf der zentralen Bedeutung von Gesundheit, Pflege 
und Sozialem nicht gerecht wird und appelliert an die Entscheidungstragenden, dies 
dringend zu ändern. 
 
Konkret legt das Bündnis fünf zentrale Forderungen vor, die in den Gesetzestext 
integriert werden sollen, um die Bevölkerungsgesundheit vor Folgen der Klimakrise zu 
schützen: 

1. Die zentrale Bedeutung eines krisenresilienten und reaktionsfähigen 
Gesundheits- und Pflegesektors für Klimaanpassung u.a. durch die 
Ausarbeitung des Clusters Gesundheit und Pflege hervorheben. 

2. Den sozialen Sektor  durch ein eigenes Cluster ergänzen, um vulnerable 
Gruppen in ihren Lebenswelten zu schützen und die Klimaresilienz der 
Einrichtungen und Dienste der freien Wohlfahrtspflege zu stärken.  

3. Durch das KAnG einen klaren gesetzlichen Rahmen für gesundheitlichen 
Hitzeschutz und Hitzeresilienz schaffen. 

4. Der Dringlichkeit wirksamer Klimaanpassung durch den Fokus auf zügige 
Umsetzung und intersektorale Kooperation nachkommen. 

5. Wirksame Klimaanpassung durch nachhaltige und niedrigschwellig 
zugängliche Finanzierung ermöglichen. 

 
„Klimaschutz und Pflege gehören unmittelbar zusammen", betont Christine Vogler, 
Präsidentin des Deutschen Pflegerats e.V. (DPR). „Die beruflich Pflegenden stehen 
bereits heute im Mittelpunkt des Schutzes und der Unterstützung bei der pflegerischen 
Bewältigung der Auswirkungen des Klimawandels. Um effektiver handeln zu können, 
benötigen sie erweiterte Handlungsbefugnisse. Dies kommt allen zugute. Von 
entscheidender Bedeutung ist es, den Klimawandel einzudämmen und seine künftigen 
Auswirkungen zu begrenzen.“ 
 
Auch für die AWO spielt Klimaanpassung bereits eine zentrale Rolle. So erläutert Kathrin 
Sonnenholzner, Vorsitzende des Präsidiums des AWO Bundesverbandes e.V.: „In den 
Einrichtungen und Diensten der Freien Wohlfahrtspflege werden täglich über 4 Mio. 
Menschen versorgt, gepflegt und betreut. Sehr viele von unseren Klientinnen und 
Klienten, ob jung oder alt, sind durch die erwartbaren Hitzeperioden und andere 
Wetterextreme in ihrer Gesundheit gefährdet und gehören zu den Risikogruppen, die 
zukünftig besser geschützt werden müssen. Dafür brauchen wir eine gute gesetzliche 
Grundlage, die den Schutz der Menschen in den Fokus nimmt und auch die Finanzierung 
dieses neuen Aspekts der öffentlichen Daseinsvorsorge nachhaltig ermöglicht.“   
 
„Der Klimawandel hat gravierende Auswirkungen auf die Gesundheit und das 
Wohlbefinden der Menschen. So beobachten wir bereits heute eine Zunahme von 

https://www.klimawandel-gesundheit.de/stellungnahme-klimaanpassungsgesetz/


Hitzewellen, die besonders für ältere Menschen und vulnerable Gruppen 
lebensbedrohlich sein können“, warnt Dr. Klaus Reinhardt, Präsident der 
Bundesärztekammer. Auch die Ausbreitung von Infektionskrankheiten werde durch den 
Klimawandel begünstigt. Hinzu kämen steigende Opferzahlen durch 
Extremwetterereignisse wie Stürme, Überschwemmungen oder Waldbrände. „Unsere 
Gesundheits-, Sozial- und Pflegeeinrichtungen sind auf diese Herausforderungen nur 
unzureichend vorbereitet. Wir brauchen daher dringend ein Klimaanpassungsgesetz, das 
diesen Namen auch verdient. Es muss einen klaren gesetzlichen Rahmen für 
gesundheitlichen Hitzeschutz und Hitzeresilienz schaffen“, so Reinhardt.  
 
„Den Handlungsbedarf bei der Klimaanpassung und die konkreten Auswirkungen des 
Klimawandels verdeutlichen die aktuellen Schätzungen des Robert Koch-Instituts, 
wonach in diesem Sommer rund 3.100 Menschen in Deutschland durch Hitze ums Leben 
kamen.“, betont Franz Knieps, Vorstandsvorsitzender des BKK Dachverbandes e.V. 
„Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor der Aufgabe, eine widerstandsfähige und 
zukunftsfähige Gesundheitsversorgung in Zeiten des Klimawandels zu gewährleisten. 
Wir müssen langfristig denken und die für eine Klimaanpassung relevanten Kosten in 
unsere Finanzierungssysteme des Sozial- und Gesundheitswesens integrieren.“ 
 
„Die Klimakrise ist die größte Gesundheitsbedrohung unserer Zeit. 
Extremwetterereignisse - insbesondere Hitzewellen - fordern schon jetzt bis zu 
10.000  Tote in Deutschland. Der Fokus eines Klimaanpassungsgesetzes muss deshalb 
besonders in den Bereichen Gesundheit, Pflege und Soziales liegen, um  die Menschen 
in Deutschland umfassend zu schützen“, so Dr. med. Martin Herrmann 
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesundheit (KLUG). 
 
Das Bündnis bietet an, mit praktischem Know-how und wissenschaftlicher Expertise zur 
partnerschaftlichen Begleitung der Gesetzesentwicklung bis hin zur Umsetzung zur 
Verfügung zu stehen. 
 
Organisationen und Einzelpersonen sind eingeladen, sich den Forderungen 
anzuschließen. Auf folgender Website findet sich die Veröffentlichung der 
gemeinsamen Stellungnahme und die Möglichkeit, den Vorschlägen zur Nachbesserung 
mit einer Unterschrift Nachdruck zu verleihen: https://www.klimawandel-
gesundheit.de/stellungnahme-klimaanpassungsgesetz/  
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